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VERORDNUNG (EU) 2017/825 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 17. Mai 2017 

über die Auflegung des Programms zur Unterstützung von 
Strukturreformen für den Zeitraum 2017-2020 und zur Änderung 

der Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013 und (EU) Nr. 1305/2013 

Artikel 1 

Auflegung und Laufzeit des Programms 

Mit dieser Verordnung wird das Programm zur Unterstützung von 
Strukturreformen (im Folgenden „Programm“) für den Zeitraum vom 
20. Mai 2017 bis zum 31. Dezember 2020 aufgelegt. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „begünstigter Mitgliedstaat“ einen Mitgliedstaat, der im Rahmen des 
Programms Unterstützung durch die Union erhält; 

2. „Unionsfonds“ die europäischen Struktur- und Investitionsfonds ge­
mäß Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013, den mit der 
Verordnung (EU) Nr. 223/2014 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 1 ) eingerichteten Europäischen Hilfsfonds für die am 
stärksten benachteiligten Personen, den mit der Verordnung (EU) 
Nr. 516/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) einge­
richteten Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, das mit der 
Verordnung (EU) Nr. 513/2014 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 3 ) im Rahmen des Fonds für die innere Sicherheit geschaf­
fene Instrument für die finanzielle Unterstützung der polizeilichen 
Zusammenarbeit, der Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämp­
fung und des Krisenmanagements, und das mit der Verordnung (EU) 
Nr. 515/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) im 
Rahmen des Fonds für die innere Sicherheit geschaffene Instrument 
für die finanzielle Unterstützung für Außengrenzen und Visa. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 223/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zum Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten be­
nachteiligten Personen (ABl. L 72 vom 12.3.2014, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 516/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014 zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrations­
fonds, zur Änderung der Entscheidung 2008/381/EG des Rates und zur Auf­
hebung der Entscheidungen Nr. 573/2007/EG und Nr. 575/2007/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates und der Entscheidung 2007/435/EG des 
Rates (ABl. L 150 vom 20.5.2014, S. 168). 

( 3 ) Verordnung (EU) Nr. 513/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014 zur Schaffung eines Instruments für die finanzielle 
Unterstützung der polizeilichen Zusammenarbeit, der Kriminalprävention 
und Kriminalitätsbekämpfung und des Krisenmanagements im Rahmen des 
Fonds für die innere Sicherheit und zur Aufhebung des Beschlusses 
2007/125/JI des Rates (ABl. L 150 vom 20.5.2014, S. 93). 

( 4 ) Verordnung (EU) Nr. 515/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014 zur Schaffung eines Instruments für die finanzielle 
Unterstützung für Außengrenzen und Visa im Rahmen des Fonds für die 
innere Sicherheit und zur Aufhebung der Entscheidung Nr. 574/2007/EG 
(ABl. L 150 vom 20.5.2014, S. 143).
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3. „nationale Behörden“ eine oder mehrere nationale Behörden, auch 
auf regionaler und lokaler Ebene, die gemäß dem institutionellen und 
rechtlichen Rahmen der Mitgliedstaaten partnerschaftlich 
zusammenarbeiten; 

4. „internationale Einrichtung“ eine internationale öffentliche Einrich­
tung, die durch ein internationales Abkommen geschaffen wurde, 
sowie von einer derartigen Einrichtung eingerichtete Fachagenturen 
im Sinne von Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der Haus­
haltsordnung; Einrichtungen, die mit einer internationalen Einrich­
tung gleichzusetzen sind, gelten gemäß der Haushaltsordnung als 
internationale Einrichtungen; 

5. „europäische Einrichtungen“ die Europäische Investitionsbank und 
den Europäischen Investitionsfonds gemäß Artikel 58 Absatz 1 
Buchstabe c Ziffer iii der Haushaltsordnung. 

Artikel 3 

Europäischer Mehrwert 

(1) Aus dem Programm werden Maßnahmen und Tätigkeiten mit 
europäischem Mehrwert finanziert. Zu diesem Zweck trägt die Kommis­
sion dafür Sorge, dass für eine Finanzierung Maßnahmen und Tätig­
keiten ausgewählt werden, die gemäß dem Subsidiaritätsprinzip Ergeb­
nisse mit europäischem Mehrwert erwarten lassen, und überwacht, ob 
der europäische Mehrwert tatsächlich erreicht wird. 

(2) Maßnahmen und Tätigkeiten im Rahmen des Programms gewähr­
leisten einen europäischen Mehrwert insbesondere durch: 

a) die Ausarbeitung und Umsetzung von Lösungen zur Bewältigung 
lokaler, regionaler oder nationaler Herausforderungen, die sich 
auch auf grenzübergreifende oder unionsweite Herausforderungen 
auswirken, und von Lösungen, die auch zum sozialen, wirtschaftli­
chen und territorialen Zusammenhalt beitragen können; 

b) ihre Komplementarität und die Synergien mit anderen Programmen 
und Politiken der Union- soweit zweckmäßig — auf regionaler, na­
tionaler, Unions- oder internationaler Ebene; 

c) ihren Beitrag zu einer konsequenten und kohärenten Umsetzung des 
Rechts und der Politik der Union sowie zur Förderung europäischer 
Werte wie etwa der Solidarität; 

d) ihren Beitrag zum Austausch bewährter Verfahren — auch mit dem 
Ziel, die Wahrnehmbarkeit der Reformprogramme zu erhöhen, — 
und zum Aufbau einer unionsweiten Plattform und eines Netzwerks 
für Fachwissen; 

e) die Förderung des gegenseitigen Vertrauens zwischen begünstigten 
Mitgliedstaaten und der Kommission sowie der Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten. 

▼B
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Artikel 4 

Übergeordnetes Ziel 

Übergeordnetes Ziel des Programms ist es, die institutionellen, adminis­
trativen und wachstumsfördernden strukturellen Reformen in den Mit­
gliedstaaten zu fördern, indem die nationalen Behörden bei Maßnahmen 
zur Reform und Stärkung der Institutionen, der politischen Steuerung, 
der öffentlichen Verwaltung sowie der Bereiche Wirtschaft und Soziales 
als Reaktion auf wirtschaftliche und soziale Herausforderungen unter­
stützt werden, um Zusammenhalt, Wettbewerbsfähigkeit und Produkti­
vität zu verbessern und ein nachhaltiges Wachstum, die Schaffung von 
Arbeitsplätzen, Investitionen und soziale Eingliederung zu unterstützen 
und einen Beitrag zu realer Konvergenz in der Union zu leisten, ins­
besondere im Rahmen der wirtschaftspolitischen Steuerung, was auch 
als Vorbereitung auf eine Teilnahme am Euro-Währungsgebiet dienen 
kann, einschließlich der Unterstützung zum effizienten, wirksamen und 
transparenten Einsatz der Unionsfonds. 

▼B 

Artikel 5 

Einzelziele und Anwendungsbereich des Programms 

(1) Um das in Artikel 4 genannte übergeordnete Ziel zu erreichen, 
werden mit dem Programm in enger Zusammenarbeit mit den begüns­
tigten Mitgliedstaaten die nachstehenden Einzelziele verfolgt: 

a) Unterstützung von Initiativen nationaler Behörden zur Ausarbeitung 
von Reformplänen gemäß ihren jeweiligen Prioritäten unter Berück­
sichtigung der Ausgangslage und der zu erwartenden sozioökonomi­
schen Auswirkungen; 

b) Unterstützung der nationalen Behörden beim Ausbau ihrer Kapazi­
täten zur Ausarbeitung, Entwicklung und Umsetzung von Reform­
maßnahmen und -strategien und bei der Verfolgung eines integrier­
ten Ansatzes, der eine bereichsübergreifende Kohärenz der Ziele und 
Mittel gewährleistet; 

c) Unterstützung der Bemühungen nationaler Behörden bei der Aus­
arbeitung und Umsetzung geeigneter Verfahren und Methoden unter 
Berücksichtigung von bewährten Verfahren und von Erfahrungen 
anderer Länder in vergleichbarer Lage; 

d) Unterstützung der nationalen Behörden bei der Verbesserung von 
Effizienz und Wirksamkeit des Personalmanagements, unter anderem 
durch Förderung von beruflichen Fähigkeiten und Kenntnissen und 
durch Festlegung klarer Zuständigkeiten. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Einzelziele betreffen Politikbereiche, 
die im Zusammenhang mit Zusammenhalt, Wettbewerbsfähigkeit, Pro­
duktivität, Innovationen, intelligentem, nachhaltigem und integrativem 
Wachstum, Beschäftigung und Investitionen stehen, insbesondere mit 
einem oder mehreren der folgenden Punkte: 

a) Verwaltung der öffentlichen Finanzen und Vermögenswerte, Haus­
haltsverfahren, Schuldenverwaltung und Steuerverwaltung; 

b) institutionelle Reformen und effiziente, dienstleistungsorientierte öf­
fentliche Verwaltung, gegebenenfalls auch durch die Vereinfachung 
der Vorschriften, wirksame Rechtsstaatlichkeit, Reform des Justizwe­
sens und verstärkte Bekämpfung von Betrug, Korruption und Geld­
wäsche; 

▼M1
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c) Rahmenbedingungen für Unternehmen (auch KMU), Reindustriali­
sierung, Entwicklung des Privatsektors, Investitionen, öffentliche Be­
teiligung an Unternehmen, Privatisierungsverfahren, Handel und aus­
ländische Direktinvestitionen, Wettbewerb und öffentliches Beschaf­
fungswesen, nachhaltige Entwicklung der einzelnen Sektoren und 
Förderung von Innovation und Digitalisierung; 

d) allgemeine und berufliche Bildung, Arbeitsmarktpolitik einschließ­
lich des sozialen Dialogs mit dem Ziel der Schaffung von Arbeits­
plätzen, der Armutsbekämpfung, der Förderung der sozialen Inklu­
sion, Systeme der sozialen Sicherheit, öffentliches Gesundheitswesen 
und Gesundheitsversorgungssysteme sowie Kohäsions-, Asyl-, 
Migrations- und Grenzpolitik; 

e) klimapolitische Maßnahmen, Förderung der Energieeffizienz und Di­
versifizierung der Energiequellen sowie Landwirtschaftspolitik, Fi­
schereipolitik und nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raums; 

f) politische Maßnahmen in Bezug auf den Finanzdienstleistungssektor, 
einschließlich der Förderung des finanziellen Grundwissens, Finanz­
stabilität, Zugang zu Finanzierungen und Kreditvergabe an die Re­
alwirtschaft; Erstellung und Bereitstellung von Daten und Statistiken 
sowie Überwachung ihrer Qualität; Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung. 

▼M1 

Artikel 5a 

Unterstützung der Vorbereitung auf die Mitgliedschaft im 
Euro-Währungsgebiet 

Um die in den Artikeln 4 und 5 genannten Ziele zu erreichen, und 
innerhalb der förderfähigen Maßnahmen nach Artikel 6, können im 
Rahmen des Programms Maßnahmen und Tätigkeiten auch zur Unter­
stützung von Reformen finanziert werden, die Mitgliedstaaten bei der 
Vorbereitung des Beitritts zum Euro-Währungsgebiet unterstützen kön­
nen. 

▼B 

Artikel 6 

Förderbare Maßnahmen 

Um die in Artikel 4 und 5 genannten Ziele zu erreichen, werden aus 
dem Programm insbesondere folgende Arten von Maßnahmen finan­
ziert: 

a) Bereitstellung von Fachwissen für politische Beratung, politischen 
Wandel, die Erstellung von Strategien und Reformfahrplänen sowie 
für rechtliche, institutionelle, strukturelle und administrative Refor­
men; 

b) kurz- oder längerfristige Bereitstellung von Sachverständigen ein­
schließlich Sachverständiger vor Ort, die Aufgaben in bestimmten 
Bereichen wahrnehmen oder operative Maßnahmen durchführen, ge­
gebenenfalls mit der Unterstützung von Dolmetschern, Übersetzern 
und Mitarbeitern, administrativer Unterstützung sowie Unterstützung 
durch die Bereitstellung von Infrastruktur und Ausrüstung; 

c) Aufbau institutioneller, administrativer oder sektoraler Kapazitäten 
und damit zusammenhängende unterstützende Maßnahmen auf allen 
Verwaltungsebenen, die gegebenenfalls auch zur Stärkung der Zivil­
gesellschaft beitragen, insbesondere: 

i) Seminare, Konferenzen und Workshops; 

▼B
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ii) Arbeitsbesuche in den jeweiligen Mitgliedstaaten oder in einem 
Drittland, mit denen die Beamten Fachwissen in den betreffen­
den Themenbereichen erwerben bzw. erweitern können, und 

iii) Schulungen sowie Entwicklung von Online- oder sonstigen 
Schulungsmodulen zur Förderung der für die einschlägigen Re­
formen erforderlichen beruflichen Fähigkeiten und Kenntnisse; 

d) Erhebung von Daten und Erstellung von Statistiken; Entwicklung 
von gemeinsamen Methoden sowie gegebenenfalls Indikatoren oder 
Richtwerten; 

e) Organisation der lokalen operativen Unterstützung in Bereichen wie 
Asyl, Migration und Grenzkontrollen; 

f) Aufbau von IT-Kapazitäten: Bereitstellung von Fachwissen über Ent­
wicklung, Wartung, Betrieb und Qualitätskontrollen der für die 
Durchführung der einschlägigen Reformen erforderlichen 
IT-Infrastruktur und -Anwendungen sowie von Fachwissen über Pro­
gramme zur Digitalisierung öffentlicher Dienstleistungen; 

g) Erstellung von Studien, Forschungsarbeiten, Analysen und Erhebun­
gen sowie von Bewertungen und Folgenabschätzungen und Aus­
arbeitung und Veröffentlichung von Leitfäden, Berichten und Schu­
lungsmaterial; 

h) Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit in den Bereichen Lernen, 
Zusammenarbeit, Sensibilisierung, Wissensverbreitung und Aus­
tausch bewährter Verfahren; Organisation von Sensibilisierungs- 
und Informationskampagnen, Medienkampagnen und Veranstaltun­
gen, einschließlich institutionelle Kommunikation und gegebenen­
falls Kommunikation über soziale Netzwerke; 

i) Zusammenstellung und Veröffentlichung von Material zur Verbrei­
tung von Informationen und den Ergebnissen des Programms, auch 
durch Entwicklung, Einsatz und Wartung von Informations- und 
Kommunikationssystemen und -instrumenten; 

j) andere einschlägige Tätigkeiten zur Unterstützung des übergeord­
neten Ziels und der Einzelziele im Sinne der Artikel 4 und 5. 

Artikel 7 

Antrag auf Unterstützung 

(1) Mitgliedstaaten, die Unterstützung im Rahmen des Programms zu 
erhalten wünschen, richten unter Angabe der Politikbereiche und Prio­
ritäten innerhalb des Anwendungsbereichs des Programms gemäß Arti­
kel 5 Absatz 2, für die Unterstützung gewünscht wird, ein entsprechen­
des Ersuchen an die Kommission. Die Frist für die Einreichung dieses 
Ersuchens ist der 31. Oktober eines Kalenderjahrs. Die Kommission 
kann Leitlinien zu den wichtigsten Bestandteilen des Ersuchens um 
Unterstützung erstellen. 

(2) Die Kommission prüft das in Absatz 1 genannte Ersuchen auf 
Unterstützung unter Berücksichtigung der Grundsätze von Transparenz, 
Gleichbehandlung und Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung, aus­
gehend von der Dringlichkeit, dem Umfang und dem Ausmaß der er­
mittelten Probleme, dem Unterstützungsbedarf in den jeweiligen Politik­
bereichen, einer Analyse der sozioökonomischen Indikatoren und den 
allgemeinen Verwaltungskapazitäten des betreffenden Mitgliedstaats und 
im Anschluss an Gespräche, die sie mit dem betreffenden Mitgliedstaat 
u. a. im Rahmen des Europäischen Semesters führt. 

▼B
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Auf der Grundlage dieser Prüfung verständigt sich die Kommission mit 
dem betroffenen Mitgliedstaat unter Berücksichtigung der bereits beste­
henden Maßnahmen und Tätigkeiten, die aus Unionsfonds oder -pro­
grammen finanziert werden, über die — in einem Plan für die Zusam­
menarbeit und Unterstützung festzulegenden — Schwerpunktbereiche 
für die Unterstützung, die Ziele, einen vorläufigen Zeitplan, den Um­
fang der Unterstützungsmaßnahmen und den geschätzten finanziellen 
Gesamtbeitrag zu den Maßnahmen. 

(3) Ersuchen um Unterstützung können eingereicht werden für 

a) die Durchführung von Reformen, die Mitgliedstaaten auf eigene Ini­
tiative insbesondere zur Förderung eines nachhaltigen Wirtschafts­
wachstums und einer nachhaltigen Schaffung von Arbeitsplätzen 
ergreifen; 

b) die Umsetzung von Programmen zur wirtschaftlichen Anpassung für 
Mitgliedstaaten, die im Rahmen bestehender Instrumente, insbeson­
dere gemäß der Verordnung (EU) Nr. 472/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ) für die Mitgliedstaaten des 
Euro-Währungsgebiets und gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 332/2002 ( 2 ) des Rates für Mitgliedstaaten, die nicht dem 
Euro-Währungsgebiet angehören, finanzielle Unterstützung durch 
die Union erhalten; 

c) die Durchführung von Reformen zur Förderung des Wirtschafts­
wachstums im Zusammenhang mit der wirtschaftspolitischen Steue­
rung, insbesondere der länderspezifischen Empfehlungen im Rahmen 
des Europäischen Semesters oder von Maßnahmen im Zusammen­
hang mit der Umsetzung des Unionsrechts. 

Artikel 8 

Unterrichtung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Pläne für die Zusammenarbeit und Unterstützung 

(1) Mit dem Einverständnis des begünstigten Mitgliedstaats übermit­
telt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat unver­
züglich den Plan für die Zusammenarbeit und Unterstützung. Der be­
günstigte Mitgliedstaat kann sein Einverständnis verweigern, wenn es 
sich um sensible oder vertrauliche Informationen handelt, deren Offen­
legung dem Allgemeininteresse des begünstigten Mitgliedstaats abträg­
lich wäre. 

(2) Unter folgenden Umständen legt die Kommission dem Europäi­
schen Parlament und dem Rat den Plan für die Zusammenarbeit und 
Unterstützung dennoch vor: 

a) sobald der begünstigte Mitgliedstaat alle sensiblen oder vertraulichen 
Informationen geschwärzt hat, deren Offenlegung dem Allgemein­
interesse des begünstigten Mitgliedstaats abträglich wäre; 

b) nach Ablauf einer angemessenen Frist, wenn die Offenlegung der 
einschlägigen Informationen die Durchführung der Unterstützungs­
maßnahmen im Rahmen des Programms nicht negativ beeinflussen 
würde, und in jedem Fall spätestens zwei Monate nach der Durch­
führung dieser Maßnahmen im Rahmen des Plans für die Zusam­
menarbeit und Unterstützung. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 472/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Mai 2013 über den Ausbau der wirtschafts- und haushaltspolitischen 
Überwachung von Mitgliedstaaten im Euro-Währungsgebiet, die von gravie­
renden Schwierigkeiten in Bezug auf ihre finanzielle Stabilität betroffen oder 
bedroht sind (ABl. L 140 vom 27.5.2013, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 332/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 zur Einfüh­
rung einer Fazilität des mittelfristigen finanziellen Beistands zur Stützung der 
Zahlungsbilanzen der Mitgliedstaaten (ABl. L 53 vom 23.2.2002, S. 1).
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Artikel 9 

Organisation der Unterstützung und Reformpartner 

(1) Die Kommission kann die Unterstützung im Rahmen des Pro­
gramms mit dem Einverständnis des begünstigten Mitgliedstaats in Zu­
sammenarbeit mit anderen Mitgliedstaaten oder europäischen und inter­
nationalen Einrichtungen organisieren. 

(2) Der begünstigte Mitgliedstaat kann in Absprache mit der Kom­
mission eine Partnerschaft mit einem oder mehreren anderen Mitglied­
staaten eingehen, die in bestimmten Reformbereichen als Reformpartner 
agieren. Reformpartner helfen in Abstimmung mit der Kommission und 
im gegenseitigen Einvernehmen zwischen dem begünstigten Mitglied­
staat und der Kommission bei der Ausarbeitung von Strategien und 
Reformfahrplänen, der Gestaltung hochwertiger Unterstützungsmaßnah­
men oder der Überwachung der Umsetzung von Strategien und Pro­
jekten. 

Artikel 10 

Finanzausstattung 

▼M1 
(1) Die Finanzausstattung für die Durchführung des Programms be­
trägt 222 800 000 EUR zu jeweiligen Preisen. 

▼B 
(2) Die Mittelausstattung des Programms kann auch Ausgaben im 
Zusammenhang mit Vorbereitung, Überwachung, Kontrolle, Prüfung 
und Bewertung abdecken, die für die Programmverwaltung und die 
Verwirklichung der Ziele erforderlich sind, insbesondere für Studien, 
Sachverständigentreffen, Informations- und Kommunikationsmaßnah­
men, einschließlich institutioneller Kommunikation zu den politischen 
Prioritäten der Union, soweit sie mit dem übergeordneten Ziel dieser 
Verordnung in Verbindung stehen, Ausgaben im Zusammenhang mit 
IT-Netzen für Informationsverarbeitung und -austausch sowie alle sons­
tigen Ausgaben für technische und administrative Unterstützung, die der 
Kommission für die Verwaltung des Programms entstehen. ►M1 Die 
Ausgaben können auch die Kosten für andere unterstützende Tätigkeiten 
wie Qualitätskontrolle und Überwachung von Unterstützungsprojekten 
vor Ort decken. ◄ 

(3) Die jährlichen Mittel werden vom Europäischen Parlament und 
dem Rat in den Grenzen des mehrjährigen Finanzrahmens bewilligt. 

Artikel 11 

Sonstige Finanzbeiträge zum Haushalt des Programms 

(1) Ergänzend zu der Finanzausstattung gemäß Artikel 10 kann das 
Programm durch zusätzliche freiwillige Beiträge der Mitgliedstaaten 
finanziert werden. 

(2) Die zusätzlichen Beiträge nach Absatz 1 des vorliegenden Arti­
kels können aus Mitteln stammen, die gemäß Artikel 59 der Verord­
nung (EU) Nr. 1303/2013 für technische Hilfe auf Initiative der Mit­
gliedstaaten vorgesehen sind und gemäß Artikel 25 der genannten Ver­
ordnung übertragen werden. 

▼B
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(3) Die zusätzlichen Beiträge nach Absatz 1 dienen der Unterstüt­
zung von Maßnahmen, die zur Umsetzung der Unionsstrategie für in­
telligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum beitragen. Ein ge­
mäß Absatz 2 geleisteter Beitrag eines begünstigten Mitgliedstaats wird 
ausschließlich in dem jeweiligen Mitgliedstaat eingesetzt. 

Artikel 12 

Keine Doppelförderung 

Gemäß dieser Verordnung finanzierte Maßnahmen können im Rahmen 
des Unionshaushalts Unterstützung aus anderen Programmen, Instru­
menten oder Fonds der Union erhalten, sofern diese Unterstützung nicht 
dieselben Aufwendungen betrifft. 

Artikel 13 

Durchführung des Programms 

(1) Die Kommission führt das Programm gemäß der Haushaltsord­
nung. 

(2) Die Maßnahmen des Programms können entweder direkt durch 
die Kommission oder gemäß Artikel 60 der Haushaltsordnung indirekt 
durch Einrichtungen und Personen — nicht aber durch Mitgliedstaa­
ten — umgesetzt werden. Die finanzielle Unterstützung der Union für 
in Artikel 6 vorgesehene Maßnahmen kann insbesondere in folgender 
Form gewährt werden: 

a) Zuschüsse (einschließlich Zuschüssen an die nationalen Behörden 
der Mitgliedstaaten); 

b) Vergabe öffentlicher Aufträge; 

c) Erstattung der Kosten externer Sachverständiger, einschließlich Sach­
verständiger aus nationalen, regionalen oder lokalen Behörden von 
Mitgliedstaaten, die Unterstützung leisten oder erhalten; 

d) Beiträge zu von internationalen Einrichtungen eingerichteten Treu­
handfonds und 

e) in indirekter Mittelverwaltung durchgeführte Maßnahmen. 

(3) Zuschüsse können nationalen Behörden der Mitgliedstaaten, der 
Europäischen Investitionsbank-Gruppe und internationalen Einrichtun­
gen gewährt werden sowie öffentlichen oder privaten Einrichtungen 
und juristischen Personen mit rechtlichem Sitz in 

a) Mitgliedstaaten oder 

b) Ländern der Europäischen Freihandelsassoziation, die Vertragspartei 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, ge­
mäß den im EWR-Abkommen festgelegten Bedingungen. 

Die Kofinanzierungsrate für Zuschüsse beträgt unbeschadet der Grund­
sätze der Kofinanzierung und des Gewinnverbots bis zu 100 % der 
förderbaren Kosten. 

▼B
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(4) Unterstützung kann auch von einzelnen Sachverständigen geleis­
tet werden, deren Hilfe im Rahmen ausgewählter Programmtätigkeiten 
in Anspruch genommen werden kann, wenn dies zur Verwirklichung 
der in Artikel 5 aufgeführten Einzelziele erforderlich ist. 

(5) Die Kommission nimmt mittels Durchführungsrechtsakten jähr­
liche Arbeitsprogramme zur Durchführung des Programms an und setzt 
das Europäische Parlament und den Rat davon in Kenntnis. In den 
jährlichen Arbeitsprogrammen werden die für die Durchführung in 
Übereinstimmung mit dem übergeordneten Ziel und den Einzelzielen 
gemäß den Artikeln 4 und 5 erforderlichen Maßnahmen, die Kriterien 
für die Auswahl und Gewährung von Zuschüssen sowie alle gemäß der 
Haushaltsordnung erforderlichen Angaben aufgeführt. 

(6) Um eine rasche Verfügbarkeit der Ressourcen zu gewährleisten, 
ist ein begrenzter Teil des jährlichen Arbeitsprogramms für besondere 
Maßnahmen für unvorhergesehene Fälle hinreichend begründeter Dring­
lichkeit vorzusehen, die ein sofortiges Handeln erfordern, wie z. B. eine 
erhebliche Störung des Wirtschaftslebens oder eine ernsthafte Beein­
trächtigung der wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen, die sich 
der Kontrolle eines Mitgliedstaats entziehen. Die Kommission darf auf 
Antrag eines Mitgliedstaats, der Unterstützung wünscht, besondere 
Maßnahmen, die mit den in dieser Verordnung genannten Zielen und 
Maßnahmen vereinbar sind, ergreifen, um die nationalen Behörden bei 
der Bewältigung der akuten Notlage zu unterstützen. Solche besonderen 
Maßnahmen sind vorübergehender Natur und unterliegen nicht den Be­
dingungen nach Artikel 7 Absatz 1 und 2. Die besonderen Maßnahmen 
enden innerhalb von sechs Monaten und können gemäß den Bedingun­
gen des Artikels 7 durch Unterstützung ersetzt werden. 

Artikel 14 

Koordinierung und Komplementarität 

(1) Die Kommission und die begünstigten Mitgliedstaaten fördern im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten Synergien und sorgen für eine 
wirksame Koordinierung zwischen dem Programm und anderen Pro­
grammen und Instrumenten der Union, insbesondere mit Maßnahmen, 
die durch Unionsfonds finanziert werden. Zu diesem Zweck 

a) gewährleisten sie Komplementarität und Synergien zwischen ver­
schiedenen Instrumenten auf Unionsebene, auf nationaler und — 
soweit zweckmäßig — auf regionaler Ebene sowohl in der Planungs­
phase als auch während der Durchführung, insbesondere in Bezug 
auf Maßnahmen, die durch Unionsfonds finanziert werden; 

b) optimieren sie Koordinierungsmechanismen zur Vermeidung von 
Doppelarbeit und 

c) stellen sie sicher, dass die auf Unionsebene, auf nationaler Ebene 
und gegebenenfalls auf regionaler Ebene für die Durchführung zu­
ständigen Stellen eng zusammenarbeiten, damit Kohärenz und Straf­
fung der Unterstützungsmaßnahmen gewährleistet sind. 

(2) Die Kommission unternimmt alle Anstrengungen, um Komple­
mentarität und Synergien mit der von einschlägigen internationalen Ein­
richtungen geleisteten Unterstützung sicherzustellen. 

(3) Die entsprechenden jährlichen Arbeitsprogramme können als Ko­
ordinierungsrahmen dienen, wenn eine Unterstützung in einem der in 
Artikel 5 Absatz 2 genannten Bereiche vorgesehen ist. 

▼B
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Artikel 15 

Schutz der finanziellen Interessen der Union 

(1) Die Kommission gewährleistet bei der Durchführung der nach 
dieser Verordnung finanzierten Maßnahmen mit Hilfe geeigneter Prä­
ventivmaßnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige rechtswidrige 
Handlungen den Schutz der finanziellen Interessen der Union durch 
wirksame Kontrollen und — bei Feststellung von Unregelmäßigkeiten — 
durch Rückforderung rechtsgrundlos gezahlter oder nicht widmungs­
gemäß verwendeter Mittel sowie gegebenenfalls durch wirksame und 
verhältnismäßige verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen. 

(2) Die Kommission oder ihre Vertreter und der Rechnungshof sind 
befugt, bei allen Empfängern, Auftragnehmern und Unterauftragneh­
mern, die Unionsmittel aus dem Programm erhalten haben, Rechnungs­
prüfungen anhand von Unterlagen und vor Ort durchzuführen. 

Das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) kann gemäß den 
Verfahren der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 ( 1 ) bei direkt 
oder indirekt durch solche Finanzierungen aus Unionsmitteln betroffe­
nen Wirtschaftsteilnehmern Kontrollen und Überprüfungen vor Ort 
durchführen, um festzustellen, ob im Zusammenhang mit einer Zu­
schussvereinbarung, einem Beschluss über die Zuschussvergabe oder 
einem Vertrag über eine Finanzierung aus Unionsmitteln ein Betrugs- 
oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum 
Nachteil der finanziellen Interessen der Union vorliegt. 

Unbeschadet der Unterabsätze 1 und 2 ist der Kommission, dem Rech­
nungshof und dem OLAF in Kooperationsabkommen mit internationa­
len Einrichtungen, in Zuschussvereinbarungen, Beschlüssen über die 
Zuschussvergabe und Verträgen, sofern sich diese Abkommen, Verein­
barungen, Beschlüsse oder Verträge aus der Durchführung dieser Ver­
ordnung ergeben, ausdrücklich die Befugnis zu erteilen, derartige Rech­
nungsprüfungen sowie Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch­
zuführen. 

Artikel 16 

Überwachung und Bewertung 

(1) Die Kommission überwacht die Durchführung der aus dem Pro­
gramm finanzierten Maßnahmen und misst die Fortschritte bei der Um­
setzung des übergeordneten Ziels nach Artikel 4 und der Einzelziele 
nach Artikel 5 Absatz 1 anhand der im Anhang festgelegten Indikato­
ren. 

Die Kommission erhält die Befugnis, zur Änderung des im Anhang 
enthaltenen Verzeichnisses der Indikatoren delegierte Rechtsakte gemäß 
Artikel 17 zu erlassen. 

(2) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat 
einmal im Jahr einen Bericht über die Durchführung des Programms 
vor. Dieser Bericht enthält Informationen über: 

a) von den Mitgliedstaaten eingereichte Anträge auf Unterstützung ge­
mäß Artikel 7 Absatz 1; 

▼B 

( 1 ) Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 
betreffend die Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission 
zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften vor 
Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten (ABl. L 292 vom 15.11.1996, S. 2).
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b) Analysen der Anwendung der Kriterien des Artikels 7 Absatz 2, die 
für die Analyse der von Mitgliedstaaten eingereichten Anträge auf 
Unterstützung herangezogen werden; 

c) Pläne für die Zusammenarbeit und Unterstützung gemäß Artikel 7 
Absatz 2; 

d) die Beteiligung der Reformpartner gemäß Artikel 9 ; 

e) ergriffene Sondermaßnahmen gemäß Artikel 13 Absatz 6 und 

▼M1 
f) Umsetzung von Unterstützungsmaßnahmen. 

▼B 
Ferner legt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat 
spätestens bis Mitte des Jahres 2019 einen unabhängigen Halbzeitbe­
wertungsbericht und bis zum 31. Dezember 2021 einen unabhängigen 
Ex-post-Bewertungsbericht vor. 

(3) Im Halbzeitbewertungsbericht wird auf die Umsetzung der Pro­
grammziele, die Effizienz des Ressourceneinsatzes und den europäi­
schen Mehrwert des Programms eingegangen. Ferner wird geprüft, ob 
alle Ziele und Maßnahmen weiterhin relevant sind. Der Ex-post-Bewer­
tungsbericht dient der Bewertung des Programms als Ganzem und ent­
hält Angaben zu dessen Langzeitauswirkungen. 

Artikel 17 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom­
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertra­
gen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 16 
Absatz 1 Unterabsatz 2 wird der Kommission für einen Zeitraum ab 
dem 20. Mai 2017 bis zum 31. Dezember 2020 übertragen. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 16 Absatz 1 Unter­
absatz 2 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit 
widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Über­
tragung der in dem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 
nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
oder zu einem im Beschluss angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. 
Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft getreten 
sind, wird von dem Beschluss nicht berührt. 

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kom­
mission die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstän­
digen im Einklang mit den Grundsätzen der Interinstitutionellen Ver­
einbarung vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung. 

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 16 Absatz 1 Unter­
absatz 2 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische 
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach 
Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den 
Rat Einwände erhoben haben, oder wenn vor Ablauf dieser Frist sowohl 
das Europäische Parlament als auch der Rat der Kommission mitgeteilt 
haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des 
Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Mo­
nate verlängert. 

▼B
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Artikel 18 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 

Die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 25 wird wie folgt geändert: 

a) Der Titel erhält folgende Fassung: 

„Verwaltung der technischen Hilfe für Mitgliedstaaten“ 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Auf Antrag eines Mitgliedstaats gemäß Artikel 11 der 
Verordnung (EU) 2017/825 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (*) kann ein Teil der Mittel, die gemäß Artikel 59 
der vorliegenden Verordnung vorgesehen und nach Maßgabe 
der fondsspezifischen Regelungen zweckbestimmt sind, im Ein­
vernehmen mit der Kommission übertragen und gemäß Artikel 58 
Absatz 1 Unterabsatz 3 Buchstabe l durch direkte oder indirekte 
Mittelverwaltung der technischen Hilfe auf Initiative der Kommis­
sion für die Umsetzung von Maßnahmen in Verbindung mit dem 
betreffenden Mitgliedstaat zugewiesen werden. 

___________ 
(*) Verordnung (EU) 2017/825 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 17. Mai 2017 über ein Programm zur Unter­
stützung von Strukturreformen für den Zeitraum 2017-2020 
und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013 
und (EU) Nr. 1305/2013 (ABl. L 129 vom 19.5.2017, S. 1)“. 

c) Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Mitgliedstaaten beantragen die Übertragung gemäß Absatz 1 für 
ein Kalenderjahr bis zum 31. Januar des Jahres, in dem die Über­
tragung erfolgen soll. Dem Antrag wird ein Vorschlag zur Än­
derung des Programms oder der Programme, von denen die ent­
sprechenden Mittel übertragen werden, beigefügt. Entsprechende 
Änderungen der Partnerschaftsvereinbarung werden gemäß Arti­
kel 30 Absatz 2 vorgenommen und der jährlich der Kommission 
übertragene Gesamtbetrag festgelegt.“ 

d) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(4) Die von einem Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 des vorlie­
genden Artikels übertragenen Mittel unterliegen der Aufhebungs­
bestimmung gemäß Artikel 136 der vorliegenden Verordnung 
sowie gemäß Artikel 38 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013.“ 

2. Artikel 58 Absatz 1 Unterabsatz 3 Buchstabe l erhält folgende Fas­
sung: 

„l) im Rahmen der Verordnung (EU) 2017/825 finanzierte Maßnah­
men, die zur Umsetzung der Unionsstrategie für intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum beitragen.“; 

▼B
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3. Artikel 91 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Auf Initiative der Kommission werden 0,35 % der Gesamt­
mittel nach Abzug der Unterstützung für die in Artikel 92 Absatz 6 
genannte Fazilität ‚Connecting Europe‘ und für die in Artikel 92 
Absatz 7 genannte Hilfe für benachteiligte Bevölkerungsgruppen 
der technischen Hilfe zugewiesen; davon wird ein Betrag von bis 
zu 112 233 000 EUR zu jeweiligen Preisen dem mit der 
Verordnung (EU) 2017/825 aufgelegten Programm zur Unterstützung 
von Strukturreformen zur Verwendung im Rahmen des Anwen­
dungsbereichs und Zwecks des Programms zugewiesen.“ 

Artikel 19 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 

Artikel 51 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 
erhält folgende Fassung: 

„Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 kann der 
ELER auf Initiative und/oder im Auftrag der Kommission bis zu 
0,25 % seiner jährlichen Mittelzuweisung zur Finanzierung der in 
Artikel 58 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 genannten Aufgaben 
verwenden, einschließlich der Kosten für die Einrichtung und das 
Betreiben des Europäischen Netzwerks für die Entwicklung des länd­
lichen Raums gemäß Artikel 52 und des EIP-Netzwerks gemäß Ar­
tikel 53; davon wird ein Betrag von bis zu 30 567 000 EUR zu 
jeweiligen Preisen dem mit der Verordnung (EU) 2017/825 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates (*) aufgelegten Programm zur 
Unterstützung von Strukturreformen zur Verwendung im Rahmen 
des Anwendungsbereichs und Zwecks dieses Programms 
zugewiesen. 

___________ 
(*) Verordnung (EU) 2017/825 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 17. Mai 2017 über ein Programm zur Unterstüt­
zung von Strukturreformen für den Zeitraum 2017-2020 und zur 
Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013 und (EU) 
Nr. 1305/2013 (ABl. L 129 vom 19.5.2017, S. 1)“. 

Artikel 20 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in allen Mitgliedstaaten. 

▼B



 

02017R0825 — DE — 13.11.2018 — 001.001 — 15 

ANHANG 

Indikatoren 

Die Erreichung der in Artikel 4 und Artikel 5 Absatz 1 genannten Ziele werden 
anhand der nachstehenden Indikatoren bewertet: 

a) Anzahl und Art der nationalen Behörden, Verwaltungsstellen und sonstigen 
öffentlichen Stellen, wie nationale Ministerien oder Regulierungsbehördenauf­
geschlüsselt nach begünstigtem Mitgliedstaat, die im Rahmen des Programms 
Unterstützung erhalten haben; 

b) Anzahl und Art der Unterstützung leistenden Dienste, wie Regierungsstellen, 
öffentlich-rechtliche Körperschaften, im öffentlichen Auftrag tätige privat­
rechtliche Einrichtungen, internationale Einrichtungen, aufgeschlüsselt nach 
Einzelziel, Politikbereich und begünstigtem Mitgliedstaat; 

c) Anzahl und Art der durchgeführten förderbaren Maßnahmen nach Artikel 6, 
wie die Zurverfügungstellung von Sachverständigen, Schulungen oder Semi­
naren usw., aufgeschlüsselt nach: 

i) Reformen infolge von länderspezifischen Empfehlungen oder einschlägi­
gen Maßnahmen im Zusammenhang mit der Umsetzung des Unionsrechts, 
Reformen im Zusammenhang mit wirtschaftlichen Anpassungsprogram­
men und Reformen auf Initiative des Mitgliedstaats; 

ii) Einzelzielen, Politikbereichen und begünstigten Mitgliedstaaten; 

iii) Unterstützung leistenden Diensten wie Regierungsstellen, öffentlich-recht­
lichen Körperschaften, im öffentlichen Auftrag tätigen privatrechtlichen 
Einrichtungen oder internationalen Einrichtungen; 

iv) Unterstützungsempfängern des begünstigten Mitgliedstaats, etwa nationa­
len Behörden; 

d) Anzahl und Art der politischen und vertraglichen Vereinbarungen, wie poli­
tische Übereinkommen, Absichtserklärungen, Vereinbarungen, Verträge, die 
zwischen der Kommission und gegebenenfalls den Reformpartnern und den 
Unterstützung leistenden Diensten für Maßnahmen im Rahmen des Pro­
gramms geschlossen wurden, aufgeschlüsselt nach Einzelziel, Politikbereich 
und begünstigtem Mitgliedstaat; 

e) Anzahl der politischen Initiativen wie Aktionspläne, Fahrpläne, Leitlinien, 
Empfehlungen und Gesetzesvorschläge, die jeweils für ein Einzelziel, einen 
Politikbereich und einen begünstigten Mitgliedstaat im Anschluss an aus dem 
Programm unterstützte Maßnahmen angenommen wurden; 

f) Anzahl der Maßnahmen, die in jedem der Politikbereiche und begünstigten 
Mitgliedstaaten infolge der aus dem Programm geleisteten Unterstützung 
durchgeführt wurden, aufgeschlüsselt nach Reformen infolge von länderspezi­
fischen Empfehlungen oder einschlägigen Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Umsetzung des Unionsrechts, Reformen im Zusammenhang mit wirt­
schaftlichen Anpassungsprogrammen und Reformen auf Initiative des Mit­
gliedstaats; 

g) gegebenenfalls durch quantitative oder empirische Daten belegte Rückmeldun­
gen der nationalen Behörden, Verwaltungsstellen und sonstigen öffentlichen 
Stellen, die im Rahmen des Programms Unterstützung erhalten haben, so­
wie — sofern verfügbar — anderer Akteure oder Beteiligter zu den Ergeb­
nissen oder Auswirkungen der Unterstützungsmaßnahmen im Rahmen des 
Programms, aufgeschlüsselt nach Einzelziel, Politikbereich und begünstigtem 
Mitgliedstaat; 

▼B
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h) gegebenenfalls durch quantitative oder empirische Daten belegte Rückmeldun­
gen der Unterstützung leistenden Dienste zu den Ergebnissen oder Auswir­
kungen der von ihnen im Rahmen des Programms geleisteten Unterstützung, 
aufgeschlüsselt nach Einzelziel, Politikbereich und begünstigtem Mitglied­
staat; 

i) gegebenenfalls durch quantitative oder empirische Daten belegte laufende 
Einschätzung durch die einschlägigen Akteure — des Beitrags des Programms 
zur Verwirklichung der Reformen, aufgeschlüsselt nach Einzelziel, Politik­
bereich und begünstigtem Mitgliedstaat und 

j) Anzahl der Ziele im Plan für die Zusammenarbeit und Unterstützung, die vom 
begünstigten Mitgliedstaat unter anderem aufgrund der aus dem Programm 
erhaltenen Unterstützung erreicht wurden. 

Diese Indikatoren werden entsprechend verfügbarer einschlägiger Daten und In­
formationen, insbesondere quantitativer oder empirischer Daten, angewandt. 

Zudem führt die Kommission eine qualitative Analyse durch, um die Beziehun­
gen zwischen der Unterstützung durch das Programm — gemessen anhand der 
Angaben gemäß den Indikatoren — und den institutionellen, administrativen und 
strukturellen Reformen des begünstigten Mitgliedstaats zu ermitteln, damit Ver­
besserungen in den Bereichen Wettbewerbsfähigkeit, Produktivität, Wachstum, 
Beschäftigung, Zusammenhalt und Investitionen erzielt werden können. 

▼B


